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Vortrag der Referentin

Die Stadtratsmitglieder Christian Amlong, Alexander Reissl, Heide Rieke und Beatrix
Zurek haben am 18.09.2015 den anliegenden Antrag Nr. 14-20 / A 01382 (s. Anlage)
.Liegenschaften des Bundes fiir Wohnungsbau nutzen*” gestellt, wonach geprift werden
soll, welche Liegenschaften oder Immobilien des Bundes in Miinchen Uber die Konversi-
onsflachen hinaus entsprechend den Beschliissen des Koalitionsgipfels der Bundesregie-
rung von 06.09.2015 fir die Schaffung von Wohnungsbau in Betracht kommen. Danach
soll auf den Bund zugegangen werden, um diese Flachen fur den Wohnungsbau einzu-
fordern. Dem Stadtrat sei nach 6 Monaten Uber den Sachstand zu berichten.

Zustandig fur die Entscheidung ist der Ausschuss fir Stadtplanung und Bauordnung ge-
man § 7 Abs. 1 Ziffer 11 der Geschéaftsordnung des Stadtrates der Landeshauptstadt
Munchen, da es sich mit dem beantragten Bericht an den Stadtrat um keine laufende
Angelegenheit im Sinne des Art. 37 Abs. 1 Satz 1 GO und § 22 GeschO des Stadtrates

handelt.E


Marianne Sagerer, 28.07.11
Hinweis SG3: 
Ab 5 Seiten ist ein Inhaltsverzeichnis erforderlich! 
Ab 10 Seiten ein
Vorblatt erstellen!

Marianne Sagerer, 27.07.11
Formulierungsbeispiele siehe im Intranet Serviceangebot SG3
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Das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung nimmt inhaltlich zum Antrag Nr. 14-20 / A
01382 wie folgt Stellung:

Die Unterstiitzung des Bundes gemalf3 der Koalitionsvereinbarung vom 06.09.2015 zur
Forderung des sozialen Wohnungsbaus durch vergiinstigte Uberlassung von (geeigneten)
Immobilien wurde und wird auch vom Referat fir Stadtplanung und Bauordnung begruf3t.

Der ,Bund” verfugt Uber die Konversionsflachen hinaus Uber eine Reihe von Wohnsied-
lungen, gewerblich genutzten Objekten und Blirogebauden im Bereich der Landeshaupt-
stadt Mlnchen.

Das Referat fur Stadtplanung und Bauordnung hatte aber — ausgenommen von den Kon-
versionsflachen wie die ehemaligen Kasernenbereiche und den vom Bund konkret fr ein-
zelne Planungsvorhaben freigestellten Grundstiicken — bis vor kurzem keine Kenntnis
Uiber den konkreten Immobilienbesitz des Bundes in Miinchen. Eine umfassende ,Immo-
bilienliste* des Bundes lag weder dem Referat fur Stadtplanung und Bauordnung noch
dem Kommunalreferat vor.

Das Kommunalreferat ist unmittelbar nach Veroffentlichung der Verbilligungsrichtlinie der
Bundesanstalt fur Immobilienaufgaben (BImA) im Herbst 2015 auf die BImA zugegangen
und hatte Bedarf fir Grundstticke zur Unterbringung von Fllchtlingen sowie fir den
geforderten Wohnungsbau angemeldet.

Die BImA sah sich bis vor kurzem aber nicht in der Lage, ihren Immobilienbestand in
Munchen offenzulegen. Erst nach Intervention des Herrn Oberbiirgermeister beim parla-
mentarischen Staatssekretar im Bundesministerium der Finanzen — wenn auch in der
Angelegenheit Unterbringung und Schaffung von Anschlusswohnraum fur Fliichtlinge —
Ubermittelte die BImA im Sommer 2016 eine Auflistung ,aller im Eigentum der BImA
stehenden Liegenschaften in Miinchen, die nicht dienstlich genutzt werden und grund-
satzlich zur Verwertung in Betracht kommen*. Es handelte sich hierbei ausdrticklich um
eine Bestandsdarstellung, nicht um eine ,Angebots- oder Verkaufsliste*. Eine Uberprifung
der Auflistung auf Vollstandigkeit ist weder dem Referat fur Stadtplanung und Bauordnung
noch dem Kommunalreferat maglich.

Insgesamt gesehen verfugt die BImA nach den eigenen Angaben im Bereich der Landes-
hauptstadt Miinchen aus dem Ubermittelten verfligbaren Spektrum nur tber ein einge-
schranktes Portfolio.

Es handelt sich dabei Uberwiegend um bereits fliir Wohnzwecke genutzte Liegenschaften
wie z. B. die Wohnanlage Minchen-Nord (Rockefellerstraf3e), die Wohnanlage Perlacher
Forst (,Amerikaner-Siedlung“; Cincinattistral3e), um weitere kleinere Wohnanlagen mit
vermieteten Wohnungen und um bebaute und vermietete Einzelgrundstiicke/Einzel-
hauser.

Die gewerblich genutzten Grundstiicke sind ebenfalls vermietet bzw. 6ffentlichen Ein-
richtungen wie z. B. dem Fraunhofer-Institut zur Nutzung Uberlassen.

Brachliegende Nutzungen oder unbebaute Grundstticke sind in der Liste nicht ver-
zeichnet.

Nach einer ersten Einschatzung durch das Referat fir Stadtplanung und Bauordnung
enthalt die Bestandsliste der BImA kaum frei verwertbare und verfligbare Grundstiicke,
die nicht bereits durch bestehende Nutzungen vorgebunden und ausgelastet sind, somit
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der Stadt schnell und verbilligt zur Verfligung gestellt werden kdnnten und auf denen dann
anschlieend Wohnungsbau im Sinne des gegenstandlichen Antrages generiert werden
kénnte. Eine diesbezlgliche rasche Beteiligung des Bundes an der Wohnraumschaffung
in Munchen erscheint deshalb nur marginal mdglich.

Zu den der Landeshauptstadt Minchen bekannt gewordenen Grundstiicken des Bundes
an der Kattowitzer Straf3e und fur die noch verfligbaren Grundstiicke an der Mortonstral3e
fuhrt das Kommunalreferat derzeit Verhandlungen Uber den Erwerb der Flachen nach den
Verbilligungsrichtlinien fir den geférderten Wohnungsbau. Das Kommunalreferat hat
hierzu das Erstzugriffsrecht beantragt. Fur das Grundstiick an der Kattowitzer Stral3e hat
auch der Freistaat Bayern Bedarf angemeldet. Das Kommunalreferat ist hierzu mit der
BImA und dem Freistaat Bayern in intensiven Verhandlungen. Der mdgliche Konsens
sieht einen Erwerb des Grundstiicks durch die Stadt und eine temporare Uberlassung an
den Freistaat Bayern vor. Dem Stadtrat wird hiervon in gesonderter Vorlage berichtet.

Fur das Anwesen Neumarkter Stral3e 1 und 17 — ehem. Bundesmonopolverwaltung fur
Branntwein — werden vom Referat fur Stadtplanung und Bauordnung derzeit Planungs-
Uiberlegungen tber eine mogliche stadtische Nachfolgenutzung, unter anderem einen
Berufsschulstandort, angestellt. Das Kommunalreferat ist hier ebenfalls bereits in
Ankaufsverhandlungen mit der BImA eingetreten. Das Grundstick Neumarkter Stral3e 1
ist laut Mitteilung des Kommunalreferats derzeit als méglicher Standort flir ein stadtisches
Verwaltungsgebaude stadtintern in der Prifung. Das Anwesen Neumarkter Stral3e 17
hingegen wird aktuell zur Realisierung des Berufsschulzentrums Druck, Medien und
Gestaltung untersucht.

Fur das Areal an der Schleil3heimer Straf3e (ehem. Virginiadepot /
Kronprinz-Rupprecht-Kaserne) besteht ebenfalls ein Nutzungsinteresse des Freistaates
Bayern — vertreten durch die Immobilien Freistaat Bayern (IMBY) — fur Einrichtungen zur
Flichtlingsunterbringung. Nachdem der Freistaat Bayern ein Erstzugriffsrecht fir eine
kostenfreie Anmietung dieser Flachen hat, wurden die Erwerbsverhandlungen mit dem
Kommunalreferat seitens der BImA zunachst zuriickgestellt. Die Weiterfilhrung der
Ankaufsverhandlungen durch das Kommunalreferat erfolgt abhangig vom Flachenbedarf
des Freistaates Bayern. Fur die Landeshauptstadt Minchen will das Kommunalreferat
zunachst die vom Freistaat Bayern nicht bendétigten Flachen erwerben und zusammen mit
dem Referat fur Stadtplanung und Bauordnung maégliche stadtische Nachnutzungen
prufen. Spatestens mit Ablauf der temporaren Nutzung zur Flichtlingsunterbringung durch
den Freistaat Bayern wird das Kommunalreferat erneut in Verhandlungen mit der BImA
Uber einen Erwerb der tbrigen Grundstiicksflachen treten.

Das Kommunalreferat steht dartiber hinaus in laufendem Kontakt mit der BImA, sodass
kurzfristig auf Verdnderungen im Immobilienbestand und der ausgetbten Nutzungen
reagiert werden kann. Ebenso wird das Referat fir Stadtplanung und Bauordnung, sollte
es Kenntnis von einer frei werdenden Verflugbarkeit von bundeseigenen Grundstiicken
erhalten, umgehend an das Kommunalreferat zur Aufnahme von Erwerbsverhandlungen
herantreten.
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Auf hoherer Ebene wurde auch durch Herrn Oberbiirgermeister Dieter Reiter die Initiative
ergriffen.

So hatte Herr Oberblrgermeister Dieter Reiter bereits im Rahmen der Initiative ,Busse
nach Berlin“ bei einem ,parlamentarischen Frihstiick in der Bayerischen Landesver-
tretung in Berlin am 25.11.2015 die Forderung der Kommunalpolitik bekraftigt: Um bezahl-
baren Wohnraum zu schaffen, misse der Bund seine Grundstiicke deutlich gunstiger als
bisher an die Kommunen verkaufen. Die Vertretungen der Bundesregierung sagten ihre
Unterstltzung zu.

Am 15.09.2016 fand ein das ,parlamentarische Frihsttck” fortflihrendes Gesprach mit
dem Parlamentarischen Staatssekretar im Bundesministerium der Finanzen Herrn Jens
Spahn beim Bayerischen Stadtetag statt, in dem die Landeshauptstadt Minchen, ver-
treten durch den Herrn Oberbirgermeister Dieter Reiter, gemeinsam mit der Stadt Erding
die Chancen, die Herausforderungen und den Unterstitzungsbedarf des Bundes fiir die
Wohnungspolitik bei der Entwicklung von Konversionsflachen in der Wachstumsregion
Munchen erneut zur Sprache brachten. Obwohl das Hauptgewicht dieses Gesprachs bei
den Konversionsflachen lag, wurde gleichwohl von Herrn Oberblrgermeister Dieter Reiter
in diesem Rahmen nochmals auch der sonstige Immobilienbesitz des Bundes in Miinchen
thematisiert. So wurde von Herrn Oberblrgermeister der Appell zur besseren Zusammen-
arbeit vom November 2015 wiederholt und bekraftigt, wonach ein zielfhrender Umgang
mit den Konversionsflachen und die enge Zusammenarbeit dazu zwischen Bund und
Konversionskommunen im Sinne der Blrgerinnen und Burger in Minchen und der Region
jetzt erfolgen musse, um mit den entsprechenden Planungen beginnen und die
bedarfsgerechte Umsetzung der Siedlungsentwicklung erreichen zu kdnnen. Zudem
wurde das sogenannte Erstzugriffsrecht der Kommunen nach der Verbilligungsrichtlinie
der Bundesanstalt fiir Immobilienaufgaben (BImA) eingefordert.

Dieser Appell wurde anschlie3end in einem gemeinsamen Schreiben des Bayerischen
Stadtetages, der Landeshauptstadt Minchen und der Stadt Erding an den Parlamenta-
rischen Staatssekretar Jens Spahn wiederholt.

Der Parlamentarische Staatssekretar Jens Spahn bestétigte in seiner Antwort das
gemeinsame Verstandnis zum positiven Gelingen eines Konversionsprozesses und sagte
seine Unterstitzung zu. Er wies allerdings darauf hin, dass die Verfolgung von
wohnungs-, sozial- und strukturpolitischen sowie stadtebaulichen Zielsetzungen nach der
féderalen Kompetenzordnung primar weiterhin der Verantwortlichkeit der Lander und
Kommunen obliege.

Einer Forderung nach gunstigen Verkaufsmodalitaten mit entsprechenden Nachzahlungs-
bzw. Planungsklauseln kdnne die BImA nur im Rahmen der haushaltsrechtlichen Rege-
lungen nachkommen. So gehdre zu den gesetzlichen Verpflichtungen der nach kaufman-
nischen Grundsatzen handelnden BImA, die nicht benétigten Bundesliegenschaften unter
Beachtung der Wirtschaftlichkeit nur zum ,vollen Wert* zu veraul3ern. Die BImA bertck-
sichtige aber heute schon die besonderen Bedirfnisse ihrer Vertragspartner und nutze bei
der Vertragsgestaltung die sich bietenden Spielraume mit Blick auf zukiinftige Nutzungs-
konzepte sowie die stadtebauliche Entwicklung.
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Im Gesamtergebnis zeigt sich, dass die intensiven und wiederholten Bemiihungen der
Stadt, Transparenz hinsichtlich des Immobilienbestandes des Bundes im Bereich der Lan-
deshauptstadt Miinchen zu erzielen, im Wesentlichen erfolgreich waren, geeignete und im
Sinne des gegenstandlichen Antrages zu nutzende Liegenschaften des Bundes aber nur
eingeschrankt zur Verfiigung stehen. Die laufenden Verhandlungen des Kommunal-
referates zum Grundstiickserwerb gestalten sich &uf3erst langwierig und schwierig, zumal
auch der Freistaat Bayern als Gebietskorperschaft in den Genuss der Verbilligung von
Grundstticken fur den geférderten Wohnungsbau der BImA kommt und ebenfalls Bedarf
fur die Grundstucke angemeldet hat. Diese Nutzungskonkurrenz ist eine zusatzliche
Erschwernis. Das Kommunalreferat ist hierzu in intensiven Verhandlungen mit der BImA
und dem Freistaat Bayern, um einvernehmliche Losungen fir die einzelnen Bundesgrund-
stiicke zu entwickeln und dem Stadtrat anschlieRend zur Entscheidung vorzulegen.

Die gefiihrten Gesprache auf héherer Ebene fuhrten jedenfalls zu einem besseren Ver-
standnis der jeweiligen Positionen der BImA und der Landeshauptstadt Minchen.

Dem Antrag Nr. 14-20 / A 01382 von Herrn StR Christian Amlong, Herrn StR Alexander
Reissl, Frau StRin Heide Rieke und Frau StRin Beatrix Zurek vom 18.09.2015 ist insoweit
entsprochen.

Die Stadtkammerei, das Sozialreferat und das Kommunalreferat haben Abdrucke
erhalten. Das Kommunalreferat hat der Beschlussvorlage zugestimmt.

Beteiligung der Bezirksausschiisse

Ein Anhdrungsrecht der Bezirksausschiisse gemali § 9 Abs. 2 der
Bezirksausschuss-Satzung i .V .m. dem Katalog der Falle der Entscheidung, Anhdrung
und Unterrichtung flr das Referat flr Stadtplanung und Bauordnung ist mit dieser Vorlage
nicht gegeben.

Die Bezirksausschisse der Stadtbezirke 1 bis 25 haben jedoch Abdrucke der Sitzungs-
vorlage erhalten.

Der Korreferentin, Frau Stadtratin Rieke, und der zustandigen Verwaltungsbeiratin, Frau
Stadtratin Messinger, ist ein Abdruck der Sitzungsvorlage zugeleitet worden.E

Antrag der Referentin

Ich beantrage Folgendes:

1. Vom Vortrag der Referentin tGber den Immobilienbesitz des Bundes in Miinchen, Gber
die Erwerbsverhandlungen des Kommunalreferates und Uber die Gesprachsergeb-
nisse wird Kenntnis genommen.

2. Der Antrag Nr. 14-20/ A 01382 ,Liegenschaften des Bundes fir Wohnungsbau
nutzen“ von Herrn StR Christian Amlong, Herrn StR Alexander Reissl, Frau StRin
Heide Rieke und Frau StRin Beatrix Zurek vom 18.09.2015 ist damit geschéfts-
ordnungsgemal behandelt.


Marianne Sagerer, 27.07.11
Grundsätzlich ist nur der Verwaltungsbeirat der federführenden HA zu beteiligen.
Soweit Vorlagen von mehreren HAen erstellt wurden, und sich dies aus dem Kopf der Vorlage ergibt, sind mehrere Ver-waltungsbeiräte zu beteiligen.
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IV.

3. ser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.
g )

Beschluss

nach Antrag

E]

Der Stadtrat der Landeshauptstadt Minchen

Der Vorsitzende Die Referentin
Ober-/Blrgermeister Prof. Dr.(I) Merk

Stadtbauratin
Abdruck von I. - 1ll.

Uber die Verwaltungsabteilung des Direktoriums, Stadtratsprotokolle (SP)
an das Direktorium Dokumentationsstelle

an das Revisionsamt
an die Stadtkdmmerei

mit der Bitte um Kenntnisnahme.


Tina Torres, 11.12.13
Mind. 3 Zeilen zwischen „nach Antrag“ und „Der Stadtrat...“ für Stenogr. Sitzungsdienst.

Marianne Sagerer, 27.07.11
Zwingend Aussage zur Beschlussvollzugskontrolle (vgl. Beschluss der Vollversammlung
vom 06.10.2004 und Schreiben SG3 vom 22.10.2004) aufnehmen.


V.

Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung - SG 3

weiteren Veranlassung.

Zu V.
Die Ubereinstimmung vorstehenden Abdrucks mit der beglaubigten Zweitschrift wird

1.

BOOo~NoOORr®WDN

11.

Am

bestéatigt.
An das Direktorium HA 11/V 1@
An die Bezirksausschiisse 1 = E

E. as Sozialreferat
~rrdas Kommunalreferat

das Referat fiir Stadt Ianun und Bauordnun —HAII

An das Referat fir Stadtplanung und Bauordnung — HA 1lI
An das Referat fiir Stadtplanung und Bauordnung — HA IV
mit der Bitte um Kenntnisnahme.

Mit Vorgang zuriick zum Referat fir Stadtplanung und Bauordnung HA 11/11

zum Vollzug des Beschlusses.

Referat fur Stadtplanung und Bauordnung SG 3

Seite 7


Marianne Sagerer, 27.07.11
Alle HAen erhalten Abdruck. Ggf. zusätzlich speziell 
tangierte Fachbereiche ergänzen, z. B. HA I/40

Marianne Sagerer, 27.07.11
nur fachlich tangierte
Referate/Stellen
sowie alle Referate die Abdruck der beh.
Anträge/Empfehlungen vom Dir. erhalten haben.

Marianne Sagerer, 27.07.11
Die BA´s die laut Vortrag beteiligt wurden erhalten Abdruck

Marianne Sagerer, 27.07.11
Je Stadtratsantrag ein Abdruck 

Marianne Sagerer, 27.07.11
Verteiler zu V. bitte nicht trennen (nicht über zwei Seiten)


